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Beeugsvreisr vtcrtellöbrllch 1 7» durch die Post im Gebiete der deutschen Pofioerwoliunq, Vrieftrögrrgebüdr eingerechnet, 1 »2 Hl — Einzelnummer locht — A nzeigenged uhr : die 7 mal gespaltene
Petitteile «der deren Raum SS chl zuzüglich SV V» TeuerungSzuschlag . Brief« und «Helder trei. Bei Wiederhol !- -,«» tariffester Rabatt , d« als Kassenrabatt M und verweigert werden kann, wenn nicht binnen « ier
W« b«n nach Empfang der Ltechuung Zahl,mg erfolgt. Bei « lageerhebung, zwangsweiser Beitreibung und Konkurs ». »^abren fäll» »er Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe. — Im Falle von höherer Gewalt, Streif Sperre,Ilussperrnng, Maschinellbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb« oder in denen unserer kieserantkü bat der In, . reut kein « Auspri che, lall« die Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange oder nicht « scheint. — Für
telephonisch« Abbestellung von Anzeigen wird kein« Gewähr übernommen. — Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgrgeben und e» wir» keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.

Herabsetzung der Kartoffel - und Erhöhung
der Fleischratio « .

* Da der gegenwärtige Stand unserer Kartoffelversorgung
möglichst sparsame Wirtschaft erfordert , hat der Staatssekre¬
tär des Reichs- und Ernährungsamtes zur Streckung der vor¬
handenen Bestände angeordnet , daß vom 3. Februar ab die
wöchentliche Kartoffelration der Bersorgungsberechtigten in
sämtliche« K,mmu « alverbänden auf fünf Pfund herabgesetzt
wird. Vom gleichen Zeitpunkt an hat die Einschränkung der .
räglichen Ratton für Selbstversorger von 1 )4 Pfund auf 1
Pfund zu erfolgen. Die Reichskartoffelstelle ist angewiesen .
illeS Nähere zu veranlassen. Um für die notwendige Ein -
lchränkung der Kartoffelversorgung einen Ausgleich zu schas-
fcn, ist vom 3. Februar an die Wochenkopfmeuge für Fleisch
für die Versorgungsberechtigten um je 100 Gramm erhöht
worden, so daß in den Gemeinden bis zu 50000 Einwohnern
statt der bisherigen 100 Gramm wöchentlich 200 Gramm , in
Orten von über 50 000 bis unter 100 000 Einwohnern statt der
bisherigen 150 Gramm WO Gramm und in den
Städten über 100000 Einwohner statt der bisherigen
L00 Gramm 300 Gramm , auf den Kopf in der
Woche unter Fortfall der Schwer- und Schwerstarbeiterzula -
ge« (abgesehen von den Bergarbeiterzulagen unter Tage , die
bestehen bleiben) demnächst gleichmäßig an alle Versorgungs¬
berechtigten zur Ausgabe gelangt . Gleichzeitig ist die den
Selbstversorgern zustehende Wochenmenge von 400 Gramm
wieder auf den früheren Sah von 500 Gramm erhöht worden.

Besetzung des Kehler KrückenKopfs durch
Franzosen .

* Rach einer Meldung des WolffbureauS werden die Fran¬
cs «« am 29. Januar , nachmittags 5 Uhr. den Kehler Brücken-
"opf besetzen. In die Besetzungslinie fällt die Stadt Kehl,
dann umfaßt die östliche Grenzlinie des Besetzungsgebietes —
nach Norden folgend — RheinbischofSqeim» geht östlich Legels -
hurst vorbei und umschließt Griesheim , Müllen und Altenheior.
In der Gegend des Bahnhofs von Appenweier geht die Grenz¬
linie in der Mitte zwischen Bahnhof und dem Flecken Reusnnd
über die Bahnlinie Kehl-Appenwrier , so daß der Bahnhof
Appenweier selbst außerhalb der Besetzungslinie bleibt .

Der Verkassungsentwurk der
badiscken Negierung.

* D« von der vorläufigen BolkSreglrrung der Nationalversammlung
zur Beratung und Zustimmung vorgelegte Entwurf einer badischen Bec-
fasfung hat folgenden Wortlaut :
1 . » , « der Staatsgewalt , d« SteatSser« , de» Staatsgrenze » »nd der

Regler»«g im allgemeine».
I l . Baden ist eine demokrattsche Republik und bildet als selbstän¬

diger Bundesstaat einen Bestandteil des Deutschen Reiche».
8 2 . Quelle und Träger der Staatsgewalt ist das badisch« Volk. Dt«

Ausübung der Staatsgewalt erfolgt nach Maßgabe der Bestimmungen
dieser Versafiung durch die Gesamtheit der stimmberechtigten badischen
Staatsangehörigen .

8 3 - Stimmberechtigt find diejentgcn badischen Staatsangehörige «
ohne Unterschied des Geschlechts, welche das 20. Lebensjahr volleudst
und im Lande ihren Wohnst» haben . Für die dom Volke vorzunehmen¬
den Wahlen und Abstimmungen gilt das allgemeine, gleiche, geheim«,
direkt« Verhältnis -Wahl- und Stimmrecht. Die Befugnis zur Ausübung
des Stimm- und Wahlrechts ruht außer dem Falle der Aberkennung der
bürgerlichen Ehrenrechte durch rechtskrästiges strasgerichtltcheS Urteil
lediglich tm Falle der Entmündigung oder vorläufige» Vormundschast.
kille Wahlbrechtigten, die das 25. Lebensjahr volleudet haben, find wähl¬
bar . Alle Wahlen und Absttmmuugen sinken an gesetzlichen Ruhetage«
statt.

8 1. Die Landeshoheit unterliegt nur de» au» der Verfassung des
Deutschen Reiches sich ergebenden Beschränlungen . Di« Badische Repu¬
blik verwaltet ihre militärischen Angelegenheiten selbständig aus Grund
besonderer Vereinbarung mit dem Deutschen Reiche. Der Erwerb und
Verlust der badischen Staatsangehörigkeit richtet sich »ach den Rrichs-
gesetzen.

8 5. Veränderungen tm Bestand de» Staatsgebietes unterliegen de»
für Änderungen der Versafiung vorgesehenen Borfchrislrn.

8 6. Die GefctzgebungSgewalt wird auLgeübt teil» durch da» Volt
unmittelbar im Weg« des Vorschlagsrechts tBollStnitiative ) und der
Volksabstimmung ( VoltSreserendum) , teils durch di« vom Volk gewählte
Volksvertretung ( »Badischer Landtag" ) . Von SO 000 stimmberechtigten
Staatsangehörigen lann dt« BoltStutttaNV« ausgeübt und dar Volts-
referendum verlangt werden.

8 7. Die Gerichtsgewalt wird ausgeübt durch die nach de» Gesetzen
des Deutschen Reiches und den Landesgesetzen bestellten Gericht«, welch«
innerhalb der Grenzen ihre ZustLndigletl unabhängig find .

8 8 . Die Vollztehungsgewalt wird ausgeübt durch den Landtag. Er
überträgt ihre Handhabung dem Slaatsmintsterium , das nach den Be¬
stimmungen dieser Versafiung vo« ihm berusen und abberusen wird.

II . Staatsbürgerlich« «uv politische Rechte der Badener.

Keine Einberufung Ler Wehrfähige ».
* Die Meldung eines Berliner Mittagblattes , wonach die

Einberufung der Wehrfähigen bis zum 35 . Lebensjahr zwecks
Verwendung gegen die Polen beabsichtigt sei , ist» wie die
«B. Pr ." erfährt , unzutreffend .

Demanstratiorien in Hamburg .
* Am Freitag fand in Hamburg eine von mehreren tausend

Personen besuchte Versammlung statt zur Gründung einer
Anttbolschewisten-Liga. Die Redner wurden aber von den
Spartakisten « iedergeschrien «nd die Versammlung gesprengt.
Nach der Versammlung zogen die Störenfriede zum Stadt¬
haus«, jn das sie einzudringen versuchten, woran sie durch
Schreckschüße und Reizgasbomben verhindert wurden . Bald
darauf zerstreute sich die Menge.

Bei erner am Tag zuvor stattgehabten Demonstration der
Seeleute wurde hekanntgegeben, daß die Werftarbeiter des
»Vulkan" sich hinter die Seeleute stellen wollen ; es dürfte
also mit einem Sympathiestreik der Werftarbeiter zu rechnen
sein. Die Seeleute erklärte «, daß kein Schiff den Hamburger
Hafen »erlasse« dürfe , fall» ihre Forderungen nicht bewilligt
würde»

Die Streikbewegung in England .
* Das Arbiterkomitee im Clyde-Distrikt billigte einer Reu -

Aermeldung zufolge vorgestern abend die Vorbereitung für
den am 27 . Januar zugunsten der 40stündigen Arbeitswoche
geplante« Streik der Schiffswerftearbeiler . Die städt. Arbeiter
von Glasgow haben beschlossen, sich den Arbeitern der Schiffs¬
werften anzuschließen . Der Distriktsausschutz von Glasgow
rief die Vereinigung der Maschinen- und Fahrzeugarbeiler
ebenfalls zum Streik am 27. Januar »uf.

Republikanische Gürung auf dem Kalkan ?
* Aus Belgrad meldet das Wiener Korr . -Buroau : Wie ver .

lautet , wird Kronprinz Alexander die Pariser Reise nicht
antreten wegen der Befürchtung einer republikanische» Gä¬
rung . Die Abwesenheit des Kronprinzen , böte den auf Um.
stürz bedachten eine günstige Gelegenheit , eine Republik aus -
zürufen . Auf dem ganzen Balkan sind russische Agenten tätig ,»m für bolschewistische Ideen Anhänger zu werben . Jn Bul¬
garien hat sich der sozial-revolutionäre Bauernsührer und Ver.
treter der extremen sozialistischen Bauern , Stambuliski , an
die Spitze der Bewegung gestellt. Nach Serbien aus der
Schweiz zurückgekehrte Politiker brachten den republikanischen
Gedanken mit . Das Ziel ist die Abschaffung der Kleinstaate¬rei, der Sturz dei^ regierenden Dynastien und die Bereini¬
gung aller Balkanstaaten zu einer Föderativrepublik .

8 9. Alle Badener sind vor dem Gesetze gleich. Vorrechte de» Stan¬
de». der Geburt oder der Religion werden nicht anerlannt .

8 10. Alle Badener tragen ohne Unterschied , im Verhältnis der ihnen
zu Gebote stehenden Mittel , zu alle» öffentlichen Lasten nach Maßgabe
der Gesetze bei .

8 ll . Tie öffenllichen Ämter stutz uuter Einhaltung der von den Ge¬
setzen seftgestellten Bedingungen sür all« dazu Bcseähtgtei» gleich zugäng¬
lich.

8 l2 . Jeder Badener ist wehrpflichtig und kann sich in Ausübung die¬
ser Pflicht nicht vertreten lassen.

8 13. Eigentum und persönlich « Freiheit der Badener stehen sür all«
auf gleich« Weise unter dem Schutz« der Versafiung. Das HauSrecht ist
unverletzlich . HauLLurchsuchuugea sind nur in den gesetzlich besonderŝ
geregelten Fällen zulässtg .

. 8 tt - Niemand lann gezwungen werden, sciu Eigentum zu öffent¬
lichen Zwecken abzugeben , als nach Beratung und Entscheidung de»
StaalSmtnisteriums . Darüber , welche Entschädigung zu gewähren ist
und ob für die Festsetzung ihrer Höhe im Einzelfall der Rechtsweg osfen-
zulaficn ist , sind maßgebend die Bestimmungen des EnteignungSgesetz«».
Ob und unter welche» Voraussetzungen Privateigentum zum Zwecke der
Bewirtschaftung sür die Allgemeinheit dem Eigentümer ganz oder teil¬
weise entzogen werden lann , wird durch Gesetz bestimmt .

8 15. Ter Staat als FiStuS nimmt tu allen au» privatrechtlichen
Verhältntfien entspringenden Stretitgtetten Recht vor den LandeSgerich »
tcn . Jede von seiten des Staates gegen seine Gläubiger überuommeue
Verbindlichleit ist unverletzlich .

8 18. Niemand dars in Strassachen seinem ordentliche » Richter «nt -
zogen werden. Niemand läau ander» at» in gesetzlicher Form verhaftet
und länger als 18 Staad «» im Gefängnis sestgehalteo werden, ohne
über den Grund seiner Verhaftung vernommen zu sein . Die Todesstrafe
ist abgeschafft , soweit nicht die Gesetze des Deutschen Reiches etwa» an-
derer bestimmen . Das EtaatSmiaistcrtum kann i« Gnadenweg di«
erkannten Strafen mildern oder ganz Nachlassen, aber nicht schärsen . Zn
einer Niederschlagung anhängiger Strasversahren bedarf da» StaatS -
ministerinm einer besonderen gesetzlichen Ermächtigung.

8 l7. Die Preßfreiheit und das Recht, zu Vereinen und Versamm¬
lungen zusammenzutretea, sind gewährleistet und unterliegen den in
den Reichs - und L-ndeSgesetzen vorgesehenen Bestimmungen. Da» Koali¬
tionsrecht wird für jedermann anetAuint. insbesondere auch für die Be¬
amten , Staatsarbeiter , landwirtschaftlich « Arbeiter und Dienstboten,
und steht unter dem Schutz« der Versafiung .

8 18. Jeder LandeSeiawohuer genießt der ungestörten GewiffenLsr -i-
heit und in Ansehung der Art seiner GotteSverehrung des gleichen
Schutze». Niemand, insbesondere auch kein Beamter oder ein Angehöri¬
ger der bewassnete » Macht , dars zu einer kirchlichen Handlung oder
Feierlichkeit gezwungen werden. Jede kirchlich « und religiös. Gemein-
schuft ordnet und verwaltet ihr« Angelegenheit frei und selbständig im
Rahmen der allgemeinen Staatsgesetze . Da» Ktrchengut und die eigen¬
tümliche » Güter und Einrichtungen der kirchlichen Slistungen , Unter¬
richts- und WohltätigteitSanstalteo dürfen ihren Zwecken und ihre» bis¬
herigen BersügungSberechtlgteunicht entzogen werdea. Auswendunge»
aus öffentlichen Mitteln zu kirchlichen und religiösen Zwecken find un-
zulässlg, soweit nicht rechtsgültige Verpflichtungen bestehen .

8 IS. Dt- Schule untersteht den Gesetzen und der Aufsicht de» Staa -
teS . Kein Lehrer dars wider seinen Willen zur Erteilung des Religions¬
unterrichts oder zur Vornahme kirchlicher Verrichtungen, lein Schüler
Wider den Willen der Erziehungsberechtigtenzum Besuche de» Religioas -

unterricht» oder zur Teilnahme an kirchlichen Handlungen gezwungen
werden. Zum Besuch der össentlicben BoltSschnie find alle Kinder ver¬
pflichtet. Di« Unentgeltlichlett de» Unterrichts und Ler Lehr - und Lern¬
mittel t» den öffentlichen Loltsschulrn. sowie in den höheren Bildungs¬
anstalten für dtrsentge» Schüler und Schülerinnen, die lraft ihrer Fähig¬
keit zur wetteren Ausbildung geeignet erachtet werden , wird durchge»
führt . Für die Volksschulen ist di« Gewährung der erforderliche « Let»
stnngen Sach« der Gemeinden.

ß 20 . Da» SelbstdrrwaltungSrechi der Gemeinde « und Kreis« wird
innerhalb der Schranken der Versafiung und der Gesetz « anerkannt.

HI . « ettsvorschta, »recht (Vettslnitiatidr ) «, » « »«sadstim » »»,
tvolksrrfrrrn »«« ) .

8 21 . Das in 8 8 Abs. 2 gewährleistete Vorschlagsrecht der Sitmin-
berechttgten (NolkSlnitiatibe) mnsatzt da» Begehren nach Erlassung, Aus¬
hebung oder Abänderung eines Gesetzes. Da» Verlangen kann t« der
Form der einfachen Anregung oder de» auSgearbettcten Entwurf»
gestellt werden und ist im einen wie im andern Fall zu begründen.
ES kann an das SlaatSministerium oder während der Versammlung de»
LandkagS an diesen gerichtet werden. Wird dem Begehren von de«
Landtag nicht st- ttgegeben, so ist es zur Volksabstimmung zu bringen.

8 22 . Der VoltSabftimmung (dem Referendum) unterliegen außerde»
alle Gegenstände der Beschlud ' afiuug de» Landtags, wenn der Landtag
oder Las Staatsministerium die Vornahme der VoltSabstimmung be¬
schließt oder 60 800 stimmberechtigte Staatsangehörige das Verlange«der Volksabstimmung stellen .

8 23 . Die Abstimmung ist allgemein, gleich, unmittelbar und geheim ;
sie kann nur bejahend oder verneinend fein . ES entscheidet die einfache
Mehrheit der Stimmen , soweit nicht in dieser Versafiung etwas andere»
bestimmt ist . Die Festsetzung der erforderlichen AussllhrungSbestimmun -
gen erfolgt durch Gesetz.

IV . Volksvertretung (Landtag) .
A,. Zusammensetzung der Volksvertretung .

8 21 . Der Landtag wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl
gewählt. Jede Partei oder Wählergruppe, die ihren Wahlvorschlag spä¬
testens am 18. Tage vor dem Wahliermin ordnungsmäßig bei de«
Wahlkommifiär eingereichi hat , erhält auf je 18 888 der für ihres Vor¬
schlag abgegebenen Stimmen einen Abgeordneten : ebenso für einen über»
schießenden Bruchteil von mehr als 5888 Stimmen. Tte Bewerber sin»
in der Reihenfolge gewählt, in Ler sie in dem Vorschlag aufgesührt sind ;die nicht gewählten gelten als Ersatzmänner. Tie Wahl ist auf die In
den Vorschlagslisten enthaltenen Bewerber beschränkt, Streichungen und
Abänderungen machen einen Wahlzettel ungültig.

8 25 . Sämtliche Abgeordneten werden in Zeiträumen von drei Jahre «
neugewählt ( Landtegsperiod« ) . Die Etgcnschast als Abgeordneter er¬
lischt drei Jahre nach dem Tag« der Wahl .

8 28 . Die dreijährig - Landlagspcriod« zerfällt in drei SitzungS -
Perioden von je einjähriger Dauer. Jn jeder Sitzungsperiode wird über
das Finanzgesetz Beschluß gefaßt . Ist der Landtag während der
Sitzungsperiode aufgelöst worden, eh« über da» Finanzgesetz Beschluß
gefaßt war , so wird für den neuberus-nen Landtag die Dauer der erste»
Sitzungsperiode und der Mitgliedschaft so berechnet, wie wenn dte Wahl
bet Beginn dersenigen Sitzungsperiode, in welcher der letzt« Landtag
aufgelöst wurde, statigefunden hätte. Ist die Auslösung nach der Be-
schlußfafiung über das Finanzgesetz erfolgt, so wird der Rest der noch
nicht abgelaufencn Sitzungsperiode der dreijährigen Landt -gsperiode de»
neuen Landtags , »geschlagen . Die Vorschrift de» 8 25 Abs. 1 findet auchim Falle der Auslösung entsprechende Anwendung .

8 27. « uf dte Mitgliedschaft tm Landtag kann durch schriftliche Er¬
klärung Verzicht geleistet werden. Sie ist bei versammeltem Landtage
dessen Präsidenten , sonst dem Präsidenten des SlaatSministerium» abzu-
geben. Ein Widerruf des rechtsgültig erklärten Verzichtes findet nt«
statt . Ist ein Mitglied dnrch Tod , Verzicht oder dnrch Wegfall einer de«
für die Wählbarkeit maßgebenden Voraussetzungen auSgeschiedcn. f»
hört die Mitgliedschaft de« z» feinem Ersatz in den Landtag Singeireie-
nen in dem Zeitpunkt auf, in welchem der AuSgeschiedene ohne de»
Eintritt jener besonderen Tatsache die Mitgliedschaft im Landtag ver¬
loren hätte .

8 28 . Di« Vorschriften über di« Ausübung des Wahlrechtes und üb«
die Entschädigung der Abgeordneten werden durch Gesetz erlassen .

S . Zuständigkeit der Volksvertretung .
8 2«. Der Landtag kann sich mit allen von ihm selbst zu seiner Be¬

ratung für geeignet erachteten Gegenständen beschäftigen. Er übt dt«
GesetzgebungSgewalt au». Ter gesetzlichen Regelung bedürfen allgemeine
Anordnungen , di, die Freiheit der Personen oder das Eigeulum be¬
treffen. oder durch welch« bestehende Gesetze geändert, ausgelegt oder
aufgehoben werden.

8 38. Ohne Zustimmung de» Landtag» sann keine Auflage ausge¬
schrieben und erhoben werde ».

8 31 . Alle Einnahmen und Ausgaben des Landes müssen für jede»
Jahr veranschlagt und ans den Staatsvoranschlag (Staatsbudget) ge¬
bracht werden. Dieser wird vor Beginn de» Etatjahres durch etu Ge¬
le» festgestellt .

8 82 . Die Eiunahmen und Ausgaben werden in der Regel für ei»
Jahr bewilligt, können jedoch in besonderen Fällen auch für eine länger«
Taber bewilligt werden ( Finanzgesetz ) .

8 33 . Mit dem Entwurs der FinanzgesetzeS werden der Staaisvor -
anschlag, die Einzelnachweisnngen über de » Vollzug der StaatSausgabe»
und Einnahmen (RechnungSnachweisungcn ) und die vergleichenden Dar¬
stellungen der Bndgetsätz« mit den RechnungSergcbnifien de« Landta«
vorgelegt .

8 31 . Ohne Zustlmmua, de» Landtags kann kein Anlcheu gültig ge¬
macht werde« . Ausgenommen find die Anlchcn , durch die etatmäßig«
Einnahmen zu etatmäßtgeu Ausgaben nur vorweg genommen werden,
sowie die Geldansnahmeo der AmorlisallonSlafie. zu denen fi« ver¬
möge ihres Fundaitonsg -setzeS ermächtigt ist. Für Fälle eines außer-
ordentlichen, unvorhergesehenen, dringenden SlaalSbedürfnifieS , dessen
Betrag mit den Kosten einer außerordentlichenVersammlung des Land¬
tag« nicht im Verhältnis steht, und wozu die Krediibewllligung des
Landtags nicht reicht , ist die Zustimmung der Mehrheit des Ständische »
Ausschusses ( 8 17 ) hinreichend, eine Geldaufnahme gültig zu machen.
Im nächsten Landtag werden di« gepflogenen Verhandlungen vorgelegt.

§ 35 . Die Domänen find ausschließlich Eigentum des badischen Staa¬
tes . Es darf kein« Domäne ohne Zustimmung des Landtags veräußert
werden. Ausgenommen find diejenigen Beränßerungen, dt« aus staatS -

Mit einer Beilage : Amtliche Gewinnliste der Geldlotterie zn Gunsten der Säuglings - und Kleinkiuderfürsorge in Bayern E . B.



kstrilHaslltchen Rücksichten zur Besört-eixng der LandeSIuItur oder zur
Nushebung einer nachteiligen eigenen Verivaktung geschehen. Der Er-
id» « uh aber »o neuen Erwerbungen Verivendet oder der Echuldentil-
»»UgSkusse zur Berzinsung übergeben werden, « uSgenornmen find auch
Lüusch« und Lerüußernugeu »uni Zweck « der Beendigung eineH über
Eigentums - oder Dienstbarkeit-Verhältnisse anhängigen Rechtsstreits.

8 SS. Di« alten auch nicht ständigen Abgaben dürfen nach Ablauf
d«t! BerwtMgungszcit noch h Monate folterhöben »verden, wenn der
Landtag aufgeldst wird, ehe «in neues Budget znftande kommt, oder
wenn fich dt« Beratungen derzbgern.

8 37. Der Landtag hat das Recht, Gesetze selber vorzuschlageu oder
has Staatsmtnisterium mit dem Vorschlag eine« Gesetzes zu deaustragen.

H 38. Der Landtag hat das Recht der Vorstellung und Beschwerde .
Berorhnungen, woriunen Bestimmungen eingeslossen stnd, wodurch er
hei « ZuIttmuwngSrecht für gekränkt erachtet , sollen aus die erhobene
gegründet« Beschwerde sogleich außer Wirksamkeit gesetzt werden, fall»
»er Landtag nicht beschließt , sie ohne weiteres außer straft zü setzen,
kr hat das Recht, Mißbräuche in der Verwaltung, die zu seiner Kennt¬
nis gelangen, dem Staatsmtnisterium anzuzetgen und an ihn gerichtet «
Petitionen dem StaatSmintstertum zu überweisen. Beschwerden ein-
»ekner Staatsbürger über Kränkung tu ihren derfastungSmätztgen Rech¬
ten können von dem Landtag nicht ander« als schriftlich und nur dann
angenommen werden, wenn der Beschwerdeführer nachweist , daß er sich
»ergebltch an di« geeigneten LandcSstellen und zuletzt an dar EtaatS-
ministerium um Abhilfe gelvendet hat.

ß 39 . Jedem Mitglied de« Landtags ist die freie Einsicht in den ge-
samten Staatshaushalt zugesichert.
S. Kollegiale und Echutzrechte der Volksvertretung .

§ 40. Der Landtag tritt krast eigenen Rechte« am »ehnten Lage nach
dem .Wahltage in Karlsruhe zusammen . Bis zur Wahl des Präsidenten
Werders chic Verhandlungen von dem älteste» Abgeordneten, in dessen
Verhinderung durch den Rächställesten als Alterspräsidenten geleitet.
Dieser bcrnft die vier jüngsten Abgeordneten al« Schriftführer . Er
prüft die Legitimation seiner Mitglieder und entscheidet darüber . Er
regelt seinen Geschäftsgang und seine Disziplin durch eine Geschäfts¬
ordnung und erwählt feinen Präsidenten, seine Vizepräsidenten und
Schriftführer. In unmitelbarem Anschluß hieran beruft er gemäß 8 S
und 8 63 dieser Verfassung die Mitglieder des StaalSministertumS.

8 41 . Tie Abgeordneten sind Vertreter des gesamten Volkes und an
Aullrögs und Instruktionen nicht gebunden. Sie üben ihre Rechte in
Person aus . .

8 42. Beamte , bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in den Landtag.
8 43. >,ein Mitglied des Landtags darf zu irgend einer Zeit wegen

seiner Abstimmung oder wegen der in Ausübung seines Berufs getanen
Äußerungen gerichtlich oder disziplinarisch versolgt oder sonst außerhalb
»er Versammlung zur Verantwortung gezogen werden, innerhalb des
Landtags aber lediglich nach Maßgabe der Geschäftsordnung. Wahrheits¬
getreue Berichte über Verhandlungen ln den bssentlichen Sitzungen de»
Landtag« bleiben von leder Veraniwortlichkett srei.

8 44. Kein Landtagsmitglied kann während der Dauer der Versamm¬
lung ohne ausdrückliche Erlaubnis des Landtags verhaftet werden, den
Lall der Ergreifung auf srifcher Tat »ei begangenen Verbrechen
km Sinne des Reichsstrafgesetzbuches ausgenommen. Auf Ver¬
langen des Landtags wird jedes Etrasversahren gegen ein Mitglied und
jede Straf - , UntersuchungS - oder Zivilhaft für di« Dauer der Landtags¬
periode aufgehoben.

8 4S. Der Landtag vertagt fich nach eigenem Beschluß und bestimmt
die Zeit seines WtederzusammcntrtttS. Er tritt schon vorher wieder zu¬
sammen , wenn der Präsident oder bas Staatsmtnisterium ihn berufen.
Die Berufung durch den Präsidenten muß Vinnen 14 Tagen erfolgen,wenn sie bei ihm von einem Drittel der Abgeordneten verlangt wird.
Die Berufung durch das Staatsmtnisterium muß binnen 4 Wochen erfol¬
gen , wenn sie von so voo stimmberechtigten Staatsangehörigen verlangt
wird.

8 48 . Eine Auflösung de« Landtag» vor Ablauf der Landtagsperiode
kann erfolgen: entweder durch eigenen Beschluß des Landtags , wozu die
kür Verfassungsänderungen vorgeschriebene Stimmenmehrheit erforder¬
lich ist , oder durch das Staatsmintsterium , weun es von 80 900 stimm -
derechtigten Staalsangehörigcn verlangt wird und bei der innerhalb
4 Wochen nach Einreichung der Unterschriften heim Staatsministerium
an^kbcraümenden Volksabstimmung die Mehrheit »er stimmberechtigten
Staatsangehörigen diesem Verlangen beitritt . Die Auflösung bewirkt,
daß alle für die Landtagsperiobe Gewählten ihre Mitgliedschaft verlie¬
ren . In Heiden Fällen hat das Staatsministerinm gleichzeitig mtt der
Auslösung hie Neuwahlen anzuheraumen, welch« längstens binnen 30
Tagen nach der Auflösung stattfindcn müssen.

8 47 . Es besteht ein Ständischer Ausschuß , aus dem Präsidenten der
letzten Sitzung und 0 anderen Mitgliedern des Landtags , dessen Wirk¬
samkeit aus die ihm durch di« Verfassung »der durch besonder « Beschlüsse
de« Landtags überwiesenen Gegenstände heschränlt ist . Dieser Ausschuß
wird Var dem Schluß des Landtags, auch bei jener Vertagung desselben ,
durch relative Stimmenmehrheit gewählt. Jede Auslösung de» Landtags
Sieht auch die Auflösung des, wenngleich schon gewählten, Ausschusses
nach sich.

O. Form der Beratungen und Abstimmungen .
8 48. Der Landtag beschließt , wo nicht ausdrücklich Ausnahmen fsst-

«eletzt stnd , nach der einfachen Stimmenmehrheit. Zur Gültigkeit der
Beschlußfassung ist die Anwesenheit der Mehrheit der Abgeordneten «r-
lordcrlich. Zur gültigen Beschlußfassung über Gesetze, durch welche die
Versassung ergänzt, erläutert oder abgeändert werden soll . Ist die Zu¬
stimmung von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Abgeordneten
«rsorderlich. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten
den Ausschlag . Auf Verlangen von 80 000 stimmberechtigten Staats -
«ngehörigen muß jedes vom Landtag beschlossene Gesetz dem Noll zur
Abstimmung vorgelegt werden, und gilt nur als wirksam , wenn ihm bet
Berfassungsgefetzen zwei Drittel der abstimmenben Staatsangehörigen ,
bei andern Gesetzen die einfache Mehrheit derselben zugestimmt haben.
Das Verlangen aus Vornahme dieser Abstimmung kann nur gestellt wer¬
den , solange das Gesetz nicht als solches ordnungsmäßig verkündet ist.
Andernfalls ist für eine Wiederaushebung oder Abänderung des Gesetze»
das VolkSvorschlagSrecht (8 2k ) gegeben .

8 49 . Di- Annahme eines EntwursS, sowie die Ablehnung eines
RcgierungSvorschlagSkann sowohl nach Borberatung in einem besonde¬
ren Ausschuß , als auch ohne solchen erfolgen, letzteres aber nur aus
Grund einer zweimaligen, durch «in« Zwischenzeit von mindestens 3 Ta¬
gen getrennten Beratung und Abstimmung .

8 80. Die Minister und besonderen Regierungsvertreter haben jeder¬
zeit bei Sssentlicher und geheimer Sitzung deS Landtag» Zutritt und
müssen bei allen Diskussionen gehört werden, wenn sie «» verlangen
Wenn eine Vorberatung in einem besonderen Ausschuß stattfindet, so
treten zur vorläufigen Erörterung der Entwürfe die Minister und be¬
sonderen RegierungSvertrctcr mtt dem LandtagSanSschuil « zusammen, so
oft es von der einen oder andern Seite für notwendig erachtet wird.
Keine wesentliche Abänderung in einem Gesetzentwurf lann getroffen
werden, die nicht mit den Vertretern der Regierung im Ausschüße er-
»riert worden ist . Auf Verlangen des Landtags und der Ausschüsse
müssen die Minister und besonderen Regierungsvertreter zu den Sitzun¬
gen erscheinen , um Auskunft zu erteilen.

8 81. Nur den Vertretern der Regierung und den Mitgliedern der
Landtagsausschüsse wird gestattet, geschriebene Reden abzulefen. Allen
übrigen Mitgliedern find bloß mündliche Vorträge gestattet.

8 82. Die Verhandlungen des Landtags stnd öffentlich . Sie werden
geheim auf das Begehren der Vertreter der Regierung bei Eröffnungen,
für welch« sie die Geheimhaltung nötig erachten : ebenso auf das Be¬
gehren von drei Abgeordneten, wenn nach dem Abtreten der Zuhörer ein
Viertel der Mitglieder ihnen über die Notwendigkeitder Geheimberatung
beitritt .
V. StaatSministerillm — Zusammensetzung , Berufung und Abberu¬

fung, Zuständigkeit und Verantwortlichkeit.
8 83 . Die Mitglieder des StaatSmtntsteriums werden unter Bezeich¬

nung der von ihnen zu verwaltenden Ministerien vom Landtage durch
schriftliche Abstimmung in öffentlicher Sitzung gewählt. Aus den Mit¬
gliedern des gewählten StaalSministertumS bestimmt der Landtag in
gleicher Weis« den Präsidenten des StaatSmtntsteriums und feinen
Stellvertreter . Der Landtag kann jederzeit die sämtlichen Mitglieder des

Llaatvminiiwriums « der einzelne don ihr.cn mit eiiiiacher Sllmmciimeh»-
hett abbcrusen.

8 84 . Das StaalSmtnistertum besteht «NS sieben Ministern gnr Ver¬
waltung folgender Ministers«» : t «S Äußern, der Finanzen , de» Inner »,der Justiz , hcL Kultus und Unterrichts, sür soziale Fürsorge, sowie de«
Verkehrswesens und der öffentlich « , Arbeiten.

8 88 . Das Ämt eines Mitglieds des StaatSminifteriums ist unverein¬
bar mit einer anderen seftbcsoldeten Stelle und Ausübung eines befon -
deren Weruses oder Gewerbe ». Dt« Mitglieder des Staatsministerinm «
erhalten de« I» EtaatSvoranschlag bestimmte » Gehalt. Di« Mitgliederdes StaatSminifteriums habe » weder Anspruch auf Ruhegehalt, noch aus
Hinterbltebeuendersorguug, soweit nicht t« Eiazelsall etwas anders»
durch Gesetz bestimmt «ft. Soweit st, »or ihrer Berus»», Wm Mitglieddes StaatSminifteriums in ihrer Stellung einen solchen Anspruch hat¬ten, bleibt ihnen dieser in dem btShertgen Umfang gewahrt und e« wird
ihre Amtszeit im Staat - Ministerium tu dteser Beziehung ihrer bisherigen
Dienstzeit htnzugerechnet.

8 öS. Dt« Mitglieder de» StaatSminifteriums beraten und entscheiden
in kollegialer Form mit einfacher Mehrheit. Der Lorsttzend « leitet die
Verhandlungen und vertritt das Staatsministerinm nach außen. Die
Beschlüsse sind tn der Urschrift von den zuftimmende» Ministern zu un¬
terzeichnen .

8 87. De« Staatsministerinm steht die Handhabung her Vollziehung-«
Gewalt und Verwaltung ldie Regierung) tm vollen Umsange zu, inS-
desonber« auch die Ausfertigung und Verkündung der LandeSgesetze und
Überwachung ihrer Ausführung , sowie die Vertretung d«S Staates nach
außen. Alle Staatsvertrüge bedürfen zu ihrer Gültigkeit der GesetzeS-
form nach ß 48. Die Anordnungen und Verfügungen des TtaatSmini -
steriulnS werden im Namen des badischen Volles erlassen . Das Staats¬
ministerium erläßt auch solche , ihrer Natur nach zur Beschlußfassung deS
Landtag» gehhrige, aber durch das Staatswohl dringend geboten« Ver¬
ordnungen. deren vorübergehender Zweck durch jene Verzögerung verei¬
telt weiden würde ( Rotgesetze) .

8 88 . Dt« Verkündung der Gesetze und Verordnungen «rsolgt in dem
Gesetzes- und Verordnungsblatt . Sofern tn dem verkündeten Gesetz
oder der Verordnung nicht «in anderer Anfanqslermin der verbindlichen
Kraft bestimmt stk, beginnt dieselbe mit dem siebten Tage nach Ablaus
desjenigen Tages, an welchem das belressend « Stück des GelotzeS- und
Verordnungsblattes in Karlsruhe ausgegeben worden ist.

8 SS. Dem Staatsmtnisterium steht die Anstellung der Beamten aus
Grund der Bewilligung im Staalsvoranschlage zu. Das Staatsministe¬
rium kann die einzelnen Ministerien oder andere ihnen unterstellte Be¬
hörden zur Anstellung von Beamte » ermächtigen.

8 SO. Die EtaatSministcr und sämtliche Beamten find sür die genaue
Befolgung der Verfassung verantwortlich und haftbar.

VI . Be » de« Aullage» »e,e« die Minister «ud Mitglieder der
»»erste« StaatSdehörde».

8 St . Der Landtag hat das Recht, die Minister und Mitglieder der
obersten Staatsbehörden wegen einer durch Handlungen oder Unterlas¬
sungen wissentlich oder aus grober Fahrlässigkeit begangenen Verletzung
der Verfassung oder anerlannt versastungsmätztgerRechte oder schweren-
Gefährdung der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staates förmlich anzu-
llagen . Ein solcher Beschluß erfordert dt« in 8 48 sür Verfassungs¬
änderungen vorgeschriebene Stimmenzahi. Die Zurücknahme derselben
kann mit «insachcr Stimmenmehrheit geschehen. TaS Anklagerecht des
Landtags wird durch die Amtsniederlegung oder Entfernung des An¬
geklagten vom Dienst , mag ste vor oder nach erhobener Anklage erfolgen,
nicht ansgehoben . Im Falle der Verurteilung ist aus die Entlastung des
Angeklagten aus dem Staatsdienst , soweit solche nicht vorher erfolgt«, zu
erkennen , und festzustellsn , ob ihm eine durch Handlungen oder Unter¬
lassungen wissentlich oder auk grober Fahrlässigkeit begangene Verletzung
der Verfassung oder anerlannt verfassungsmäßiger Rechte oder schwere
Gefährdung der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staates zur Last fällt .
Diese Feststellung ist für die Straf - und Zivtlgerichte, welche über dt«
Art und Höhe der etwa zu erlernenden Strase und Entschädigung tm
ordentlichen RechtSIvege zu urteilen haben , bindend.

8 62 . Das Richteramt über hie Anklage übt der Landtag als Staats -
gcrichtShof in Verbindung mtt dem Präsidenten de« Oberlandesgerichts
und acht wetteren Richtern aus , welche aus Len Kollegialgcrichtcn des
Landes durch Las Los bezeichnet werden. Ter Präsident des Landtags
tags hat den Vorsitz, sein Stellvertreter Ist der Präsident des Oberlandes¬
gerichts. Da» Nähere über die Bildung des StaatSgerichtShofeS sowie
das Versahren wird durch Gesetz bestimmt .

8 83 . Die während der Landtagsversammlung von ihm beschlossen«
Anklage wird auch nach der Vertagung »der dem Schluß des Landtag»
von den erwählten Kommissären versolgt und der Landtag gilt tn Be¬
ziehung aus diesen Gegenstand nicht als vertagt oder geschlossen. Das¬
selbe gilt von der Auslösung des Landtages, jedoch wird die Schluß-
Verhandlung und Entscheidung über die Anklage bis nach Ablauf der
in 8 48 Schlußsatz der Versassung festgesetzten Frist verschoben .

8 64 . Hat zur Zeit der Einberufung de» neue« Landtags der StaatS -
gertchtShos LaS Urteil noch nicht gefällt, so wird er neu gebildet und der
Landtag wählt aufs neue die Kommissäre zur Vertretung der Anklage .
Erfolgt jetzt eine abermalig« Auflösung, so bleibt die vom Landtag ge¬
wählte Kommtsston zur Vertretung der Anllage ermächtigt und ebenso der
Etaatsgertchtshof in den früheren Beständen.

8 «8 . Das Recht der Anklage erlischt drei Jahre von dem Zcttvünlt ,
wo die verletzende Handlung zur Kenntnis deS Landtags gekommen ist,
wenn der Landtag jenes Recht nicht wenigstens durch den Beschluß , deck
Antrag aus Erhebung einer Anllage tn Betracht zu ziehen , gewahrt
hat . Die Anllage lann ferner nicht mehr erhoben werden, wenn die
Mehrheit de» Landtags jene Handlung gebilligt hat.

VII . ütergangbbestimmuuge».
8 66. Der zur Zeit des Inkrafttretens der Verfassung bestehend« ge¬

setzliche Zustand dauert , soweit er nicht mtt dieser Versassung tn Wider¬
spruch steht, fort, bis aus gesetzlichem Wege eine Neuregelung getroffen
sein wird.

8 67 . Stammgüter sind unzulässig. Die bisher bestehenden find ,
soweit ste nicht innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieser
Versassung von den Beteiligten freiwillig ausgclöst werden, ausgehoben
und gelten von dem genannten Zeitpunkt an als Eigentum der Inhaber
unter deren eigener Haltung sür alle aus dem Stammgut ruhenden per¬
sönlichen und dinglichen Lasten .

Dre Neuordnung des Heeres.
* Unter Zustimmung der Reichsregierung und des Zentral ,

rates der A.< und S .-Räte hat das Berliner Kriegsministerium
die Stellung der SuldatrnrSte im Friedensheer vorläufig ge¬
regelt . Die »berste Kommandogewalt hat der Rat der Bolks-
beauftragtrn . Dieser überträgt sie dem Preußischen Sriegs -
minister , der ihm für die Kommandogewalt verantwortlich ist.
Alle militärischen Dienststellen Preußens und des gemein¬
samen Reiches unterstehen ihm. Die Trupprnführer üben die
Befehlsgewalt aus . Sie find der Reichsregierung und ihren
unmittelbaren Vorgesetzten verantwortlich . Bei den General¬
kommandos, Garnisonskommandos , Regimentern , selbständigen
Bataillonen und gleichgestellten Formationen find Soldaten -
räte zu wählen . Sie überwachen die Tätigkeit der Führer hin-
sichtlich etwaigen Mißbrauchs der Dknstgewalt . Bei allgemei¬
nen , dauernden Anordnungen betreffend Fürsorge für die
Truppen , soziale und wirtschaftliche Fragen , Urlaub und Dis -
ziplinarsachen wirken sie mit und zeichnen mit verantwortlich .

Rein militärische Befehle betreffend Ausbildung , Führung
und Verwendung der Truppen bedürfen keiner Gegenzeich¬
nung des Soldatenrates . Mi kleineren Formationen (K»mpag-
nien und nicht selbständigen Bataillonen usw.) wirken die
Vertrauensleute nach näherer Anordnung des Führers und
zuständigen Soldatenrates . An der Wahl der Soldatenräte
nehmen alle Angehörigen der betreffenden Formationen teil .
Bei strafbaren Handlungen in der Ausübung der Tätigkeit als
Soldatenrat wird das Strafverfahren wie bei anderen Heeres -
angehörigen gehandhabt, ebenso ohne weiteres bei Dienstver¬
gehen außerhalb der Tätigkeit als Soldatenrat . Die Stellen -

besrtzuug ijr Sache des Krieasutitüsteriumv . Tic SoldatckNkäKmelden der nächsthöheren Dienststelle spätestens nach vier Wso
chen mit einer Begründung , ob der Führer das Vertrauen der
Angehörigen der Formation besitzt. Sie können die Absetzungbeantragen . Die Entscheidung trifft der nächsthöhere Führer¬letzten Endes die Regierung . Gegen die Entscheidung stehtdem Soldatenrat und dem Betreffenden Berufung zu.Unteroffiziere und Monschaftr « können als Zugführer »nOffiziertzrllen gewäM werden . Sie müssen im Felde ein«
gleichartige oder nächstniedrige Einheit mindestens 6 Mvnat «
lang einwandfrei geführt haben. Sie bedürfen der Bestätigungdurch das KriegSministerium . Der Beschwerdeweg jedes Heeres ,
angehörigen an seinen Eoldatenrat darf durch keinen Befehlversperrt werden. Die bisherigen Achselstücke und Tresse « sindvon den im Felde gewesenen Offizieren und Sanitätsoffizieren« sw. sowie Unteroffizieren nach der Rü «Kehr in ihren Stand -ort sofort abzulrge«, die Schulternklappen der Unteroffizier «und Mannschaften, sobald vom Kriegsministerium andere Ab¬
zeichen eingeführt und angeschafst find. Diese Kennzeichnunggehört zur Uniform . Im Felde (Grenzschutz ) dürfen die alten
Abzeichen aufgetragen , die neuen aber mcht ausgeschlossenwer-den.

Ms Grudabzeichr« legen die Offiziere und die Santtätsoffi .
ziere am linken Unterarme ! dunkelblaue Tuchstreifen an . Al»
Seitenwaffe wird nur das kurze Jnfantrriefeftengewrhr über ,
geschnallt und zwar nur im Dienst und auf dem Weg zumDienst und vom Dienst getragen . Schußwaffen werden imStarrüort nur auf besonderen Befehl getragen , über SS Jahreaktiv Dienende dürfen ihre bisherigen Seitenwaffen am alten
Koppel weiter tragen . Am Besatzstreffender Mütze wird die Ko¬karde in den LandeSfarbrn getragen . Friedensordea werden im
Dienste nicht getragen . Im Kriege erworbene Orden und
Ehrenzeichen, .fertoer Rettungsmedaillen , Dienftehrenzeichen,Verwundetenabzeichen, Fkiegerabzrichrn u . a. dürfen in und
außer dem Dienste getragen werden. Untergebene und Vor¬
gesetzte haben fich gegenseitig zu grüßen ; jüngere und im
Dienstgrad niedere ^ >en alten zuvorkommend. Die Grußpflichtruht in größeren Städten in belebten öffentlichen Räumlich ,ketten und innerhalb aller Btenschenansammlungen . Näheresist von den örtlichen Dienststellen zu regeln . Frontmachen ,Stillstehen und Vorbeigehen in gerader Haltung find abgc.
schafft .

Alle diese Bestimmungen finden keine Anwendung auf dieim mobilen Zustande befindlichen Freiwilligen - PenbSnde sürdie Heimat und den Grenzschutz . Es bleibt für diese Verbändebei den bisherigen Bestimmungen .

Erwerbslosenfürsorge .
* Das Reichsamt für die wirtschaftliche Demobiltznachungveröffentlicht eine wichtige Änderung der Verordnung über di«

Vrwerbslosenfürsorge , die am Tage der Verkündung , also be-reits am 23 . in Kraft getreten ist . Danach darf Personen ,die während des Krieges zur Aufnahnre von Arbeit in eine»puderen Ort gezogen find, in diesem Ort eine Unterstützungnicht länger als insgesamt vier Wochen gewährt werden, auchwenn ihnen eine geeignete Arbeit nicht hat nachgewiesen wer-den können. Die gleiche Beschränkung gilt für die vorläufig
vorschußweise Unterstützung von Kriegsteilnehmern . (Bisher«war die Unterstützung der Dauer noch nicht begrenzt .) Die
Beschränkung tritt nicht ein, wenn Erwerbslose in dem Ort ,an dem ihnen die Unterstützlmg zu entziehen wäre, mit ihrer
Familie einen gemeinschaftlichen Hausstand vor Eintritt der
Erwerbslosigkeit begründet haben und noch führen . Die Nn-
terstützung ist ferner so iange nicht zuentziehen , als die Rückkehran den früheren Wohnort tatsächlich unausführbar ist. (Diese
Verpflichtung bestand für die Gemeinden bisher nicht , sondernman versuchte auf die Erwerbslosen nur einen gewissen mora .
fischen Zwang znr Annahme einer angebotenen Stellung aüs -
zuüiben .) Die Gemeinden und Gemeindeverbände find ver¬
pflichtet, die Unterstützung zu versagen oder zu entziehen, wennder Eriverbslose fich weigert , eine nachgewiesene Arbeit anzu .
nehmen , die mich außerhalb seines Berufs und Wohnorts lie -
gen darf und ihm nach seiner körperlichen Beschaffenheit zu-
gemutet werden kann . Eine Weigerung kann nur damit be - §
gründet werden, daß für die Arbeit nicht angemessener ortS-
üblicher Lohn geboten wird, die Unterkunft sittlich bsdenklich
ist und daß Verheirateten die Versorgung der Familie unmög .
fich wird ; für die Frage der Angemessenheit und Ortsüblich ,
keit des Lohnes ist im Zwcifelsfalle das Gutachten des Demo-
bilmachungSausschuffes des Arbeitsortes maßgebend. Freie
Fahrt zur Reise an den Beschäftigungsort ist von der Gemeinde
des letzten Wohnortes aus Millen der Erwerbslosenfürsorge
zu bewilligen. Ist bei Verheirateten die Mitnahme der Familiean den auswärtigen Beschäftigungsart nicht angängig , so kann
die Gemeinde des letzten Wohnortes den zurückbleibenden Fa .
milienangehörigen während der Dauer des auswärtigen Ar¬
beitsverhältnisses die Zuschläge zur Erwerbslosenunterstützung
ganz oder teilweise gewähren . Diese Zuschläge an die Fami .
lienangehörigen der Kriegsteilnehmer fallen abweichend von
8 5 Absatz 1 der Erwerbslosenfürsorge des Aufenthaltsortes zur
Last. Die Unterstützungen der Gemeinden und Gemeindever¬
bände dürfen nur für die sechs Wochentage gewährt werden
und ohne Familienzuschlag weder das Anderthalbfache des
Ortslohnes , noch die für die einzelnen Orte nach Maßgabe
ihrer Zugehörigkeit zu den Ortsklassen vorgeschriebenen Höchst¬
sätze übersteigen. Diese Höchstsätze bettagen nach der Orts -
klaffen-Abstufuna für männliche Personen über 21 Jahre : S,
8, 4 und 3 .8V Mark ; für weibliche Personen über 21 Jahre :
3.80 Mark, 3 Mark , 2.60 Mark und 2.25 Mark ; für jüngevö
entsprechend weniger . Die Familienbezüge dürfen für Ehe»
flauen klaffenweise 1 .80 Mark , 1.60 Mark, 1 .25 Mark und 1
Mark , für Kinder entsprechend 1 Mark , 1 Mark, 1 Mark und
0.75 Mark nicht übersteigen. Die Entziehung der Erwerbs -
losenunterstützung darf nicht vor Ablauf von zwei Wochen nach
dem Inkrafttreten dieser Verordnung eintreten . Höhere Nn-
tcrstützungSsätze, die bereits eingefwhrt find, dürfen spätestens
bis 1 . April bewilligt werden.

Waden.
Zur Auslegung deS Umsatzsteuergesetzrs.

* Das Reichsschatzamt hatte den Reir^ finanzhof um
ein Gutachten über die Frage ersucht , ob dem am 1 .
August 1918 in Kraft getretenen Umsatzsteuergesetz auch
solche nach dem 31 . Juli 1918 eingenommenen Entgelts
unterliegen , die sich auf Lieferungen und sonstige Lei¬
stungen beziehen, die schon vor dem 1. August 1918 be¬
wirkt worden sind . Der Reichsfinanzhof hat , wie man
uns schreibt , diese Frage bejaht . Das Reichsschatzamt hält
deshalb seine bisher abweichende Auffassung nicht mehr!
aufrecht. Der Reichsfinanzhof hat gleichzeitig ausgespro -
chen , daß von diesem » Grundsatz eine .Ausnahme für
solche Luxusgegenstände bestehe, die unter der Geltungs *
dauer der sogenannten Sicherungsverordnung vom 2.



War 1318 veräußert worden sind ; die Umsatz - (Lnxus -)
Steuerpflicht trete nur ein , wenn nicht nur hie Zahlung ,
Im - ern auch die Lieferung nach dem Inkrafttreten der
Verordnung , also nachdem 4 . Mai 1318 , erfolgt fei.

Die Einreise iv Bayer«.
" Wie dir Badische Gesandtschaft in München mitteilt ,

ist nach einer sofort in Kraft tretenden Verordnung der
bayerischen Regierung vom 14. Januar 1919 zur Einreise
in daS rechtsrheinische Bayern ein Paß oder Patzersatz
nötig . Erleichterung für kleinen Grenzverkehr ist zuge¬
lassen ; bei amtlichen Dienstreisen genügt gewöhnlicher
Dienstausweis .

H Kausche Rundschau .
Sine Angelegenheit von einschneidender Bedeutung für einen

groben Teil unserer Bevölkerung hat in dieser Woche wette
- reise des Landes beunruhigt . Me betraf die Instruktion deS
Marschalls Fach, wonach die demobilisierten Mili .
lärpersonen nur dann die Genehmigung erhalten sollten ,
in der neutralen Zone zu verbleiben , wenn sie dort schon vor
dem 1 . August 1914 gewohnt haben . Durch diese Maßnahme
wären viele Tausende von Hccresentlaffenen , die in der Zwi¬
schenzeit Beschäftigung in dert Orten der unser Land in seiner
ganzen Länge durchziehenden neutralen Zone gefunden haben ,
zum Verlassen ihrer Arbeitsstätten gezwungen worden . Welche
Folgen dies für die Betroffenen selbst und ihr» Familien , sowie
für das ganze Wirtschaftsleben unseres Landes gelabt hätte ,
liegt auf der Hand . Die Vermehrung des Heeres der Arbeits .
losen auf der einen Seite und die Lahmlegung industrieller ,
kleingewerblicher und bäuerlicher Betriebe auf der andern
würden die allgemeine Notlage in geradezu unerträglicher
Weise verschärft haben . Die Ausweisungsanordnung hat be .
greislich -rweise große Erregung hervorgerufen , die hauptsäch¬
lich in der Industriestadt Mannheim , wo allein etwa 10 000
Personen von der Ausweisung betroffen worden wären , zu lau .
tem Ausdruck kam. Leider hat es auch nicht au unverantwort¬
lichen Hetzern gefehlt , die — glücklicherweise vergeblich - 7- ver .
suchten , die betroffene Arbeiterschaft zu unüberlegten Hand¬
lungen zu verleiten . Selbstverständlich hat das Ministerium
des Innern sofort bei sämtlichen zuständigen Stellen Schritte
getan , um eine Aufhebung oder Milderung der Fochschen Alt .
ordnung zu erzielen . Diese Schritte sind erfreulicherweise
nicht ohne Erfolg geblieben . Die französische Militärbehörde
hat , wie bekannt , am 22 . ds . Läts . mitteilen lassen , daß nur
diefcnigen demobilisierten Militärpersonen , welche seit dem
1. Januar 1919 in die neutrale Zone zugezogen sind und
welche dort vor dem 1 . August 1914 nicht gewohnt haben , die
neutrale Zone baldigst verlassen müssen . (Von dieser DiUh-
« ahin 'e sind jedoch vorerst alle Angestellten und Arbeiter des
Staats - und Gemeindedienstes und die Angestellten aller
öffentlich -rechtlichen Organisationen , ferner alle Lehrer und
Schüler öffentlicher und privater Lehranstalten , so : t sie
staatlich anerkannt sind, und ebenso die Angestellten der Banken
und sonstigen Kreditinstitute ausgenommen .) Alle übrigen de¬
mobilisierten Militärpersonen , welche gegenwärtig in der neu .
traten Zone sich aufhalten und vor dem 1. August 1914 daselbst
» jcht gewohnt haben , können vorerst in der neutralen Zone
bleiben , bis eine endgültige Entscheidung der französischen Mi -
kitärbehörde ergeht . Die Forderung Fachs betrifft demzufolge
also nur diejenigen demobilisierten Personen , die seit dem 1 .
Januar d. I . in die neutrale Zone zugezogen sind , ohne vor ,
dem 1 . August 1914 dort gewohnt zu haben und nicht unter
die erwähnten Ausnahmen fallen . Sie werden nach einer Ver¬
fügung der Regierung spätestens bis 1 . Februar die neutrale
Avne zu verlassen haben . Wenn auch bedauert werden muß ,
haß es nicht gelungen ist, a»lch diesen Demobilisierten die Aus .
Weisung zu ersparen , so verdienen doch die energischen Be -
« ühungen der badischen Regierung und der Maffensttllstands -
kommission , dank denen der weitaus größte Teil der von der
drakonischen feindlichen Forderung Bedrohten am jetzigen
Wohnsitz verbleiben darf , aufrichtigen Dank und Anerkennung .

Im Zusammenhang hiermit sei an eine andere Anordnung
des französischen Oberkommandos erinnert , nach der die Ge¬
meinden der neutralen Zone verpflichtet sind , Listen -
über die in ihrem Bezirk wohnhaften heeresentlasse .
« en Militärpersonen aufzustellen . Den Entlassenen
ist dringend anzuraten , der auf Grund dieser Verpflichtung
« gehenden Aufforderung zur Meldung für die Kontrollisten

unbedingt Folge zu leisten , da ihnen au » der Unterlassung sehr
unangenehme Folge » erwachsen können .

In Kvnsumentcnkreisen wurde seit langem Klage darüber
erhoberr daß einzelne Schichten der Bevölkerung keine genü - .
gende Vertretung in den Kommunalverbands¬
ausschi « s fest besitzen. Vielfach ist ans diesem Grunde in
den betreffenden Kreisen ein gewisses Mißtrauen gegenüber
der Tätigkeit der Kvmmunalverbände entstanden . Die Regie¬
rung hat sich hierdurch veranlaßt gesehen , den Bezirksämterneine Prüfung der Frage aufzutragen , ob nicht eine Ergänzungder Ausschüsse durch Zuwahl von Arbeitnehmern vorzunehmen
sei, um eine genügend « Vertretung aller Bevölkerungsschichten
herbeizuführen . Sie geht dabei von der Ansichtaus . Laß ,n größeren und stark mit Industrie
durchsetzten Bezirken ein Arbeitnehmer als AuS»
schußuntglied nicht als genügende Vertretung angesehenwerden könne und daß bei der Auswahl geeigneter Persönlich ,
ketten die Arbeiter , oder Volksräte gehört werden . Die Maß¬
nahme ist durchaus zu begrüßen , da sie sicherlich dazu bei -
tragen wird , der Bevölkerung das in diesen schweren Tagen
doppelt nötige Vertrauen zu der Geschäftsführung ihrer Kam -
munalverbande ernzuflohen bezw . zu erhalten .

«vadtsche Ranoilalversaminlimg .

favunlung fitzte
"

- ^ "
— ^ badische» Nationalver -

Lebensiahr vollendet haben , wählbar find , der Antrag ge.stE , auch für die Mahlbarkeit de» 21. Lebensjahrs festzu -Der Antrag wurde abgclehnt . Da die Wahlen in
Zukunft nur an gesetzlichen Ruhetagen stattfinden sollen ,

Volkspartei der Antrag gestellt , daßan den höchsten Festtagen keine Wahlen vorgenommen wer »den sollen . Der Ausschuß einigte sich auf einen entsprechen¬den Zusatz zu tz 8 .
" ^

Eine größere Debatte setzte zu 8 4 ein betr . die Regelungd" militärischen Angelegenheiten in Baden . Es kam dabei
zun , Ausdruck , daß diese Frage nur im Rahmen der Reichs -
Gesetzgebung zu regeln ist . Die Vertreter der Demokratie
betonten hier aufs schärfste den einheitlichen Reicbsaedankenund auch die Sozialdemokraten stellten sich prinzipiell aufden Boden des Reichsgedantens . Schließlich einigte man sichdahin , daß Baden seine militärischen Angelegenhciien selb¬ständig ,m Rahmen der Reichsgesetze verwalten soll . Eine
längere Aussprache knüpfte sich dann an die 88 6 bis 8, die
sich mit der Gesetzgebungs -, Gerichts - und VollzichuiigSgewaltdes badischen Volkes befassen . Um den logischen Zusammen -

dieser Paragraphen mit den bisherigen hcrzustellen , er -
halt § 2 den Zusatz „die Staatsgewalt betätigt sich in Ge¬
setzgebung , Rechtspflege und Vollziehung .

" Es braucht damitin den 88 6 bis 8 nicht mehr von besonderen Gewalten ge¬sprochen zu werden .
Zu § 8 stellte die Sozialdemokratie den Antrag , daß die

Vollziehung auögeübt wird teils durch das Volk selbst , teils
durch den Landtag nach den Bestimmungen der neuen Ver¬
fassung . Schließlich wird nach eingehender Beratung 8 8
dahin formuliert : »Die Vollziehung wird ausgeübt nach der
Verfassung durch das Volk, den Landtag und das von diesem
berufene Staatsministerium . "

Diese Formulierung wurde
einstimmig angenommen . Damit war die Beratung des
ersten Abschnittes der Verfassung in erster Lesung abge¬
schlossen.

Der Berfassungsausschutz kam danach zur Beratung deS
Wichtigsten Abschnittes der Verfassung : der staatsbürgerlichenund politischen Rechte der ' Badener . Der Ausschuß war iichdarüber einig , daß in 8 9 ausdrücklich hervorgchoben werden
muß , daß auch die Frau dem Mann gleichgestellt ist . Der
erste Satz des 8 9 lautet demnach : « Alle Badener ohne Unter¬
schied des Geschlechts find vor dem Gesetze gleich."

Märkte und Messen in Baben . Zu dem vom Badischen Sta »
tisrischen Landesamt zu Anfang des Jahres 1918 heraus¬
gegebenen Verzeichnis der Märkte und Messer , in Baden für1919 werden folgende inzwischen bekannt gewordenen Verän¬
derungen mitgeteilt : Gochsheim : am 25 . und 26 . November
findet neben dem Krämermarkt auch Hanfmarkt statt ; Pfullen -
oorf : Schweinemärkte werden abgehalten am 2. Januar , 25 .
Februar , 2. April , 20 Mai , 24 . Juni , 29 . Juli , 11 . August ,9. September , 7 . Oktober , 4. November und 2 . Dezember ;
Stockach : der Krämer -, Rindvieh - und Schweinemarkt wird
vom 17. April auf den 24 . April verlegt ; Wertheim : der
Rindvieh -, Schweine - und Pferdemarkt wird vom 24. Sep¬
tember auf den 23. September verlegte

Aus LanHesHuupLstaöl .
- Jubiläum . Der Vorsteher der hiesigen Oberpostkaffe . H« ,

Oberpostkaffenrendant Rrchnungsrat Dr . phil . Karl KempKwird am 2V . Januar seine fünfzigjährige Amtsfeier begehen .
I » der Galerie Moos ist vom 25. Januar bis 15. Aebru «die 36 . Sonder -AuSstellung mit Werken von E . Schlicht « nn »

W . Zabotin , sowie anderer badischer Künstler .

Staatssnzelger .
Die baLische vorläufige BolkSregierung hat am 9. Januard. I . beschlossen , den nebenamtlichen Dozenten cm der Han¬

delshochschule Mannheim Stadtrechtsrat vr . Anton Erbel und
Rechtsanwalt vr . Karl Geiler in Mannheim den Titel Pro¬
fessor zu verleihen .

Die badische vorläufige Volksregierung hat unter dem 16.
Januar d. I . dem Oberpostsekretär Fridolin Selber auS HemS »

' doch (Amt Adelsheim ), mit Wirkung vom 1 . Januar d. I .
ab , eine Oberpostsekretärftelle beim Postscheckamt in Karls¬
ruhe übertragen .

Di ^ Eigentumsverhältnisse an dem Mehelgraben
in Pforzheim betr .

Mit Entschließung vom 9 . Januar 1919 hat das Gesamt¬
ministerium der badischen vorläufigen Volksregierung ausge¬
sprochen , daß dem Metzelgrabe, , in Pforzheim , soweit er nicht
in den Bereich der Nagoldkorrektion fällt , die Eigenschaft al »
öffentliches Gewässer entzogen wird .

Karlsruhe , den* ! 5 . Januar 1919.
Ministertnm des Innern .
Der Misfti , craldirektor :

Wein/iärtner . vr . Leutz.

Die 37 . Münchener Pferdelotterie betr
Dem Verein zur Förderurig der Pferdezucht in Badern , e . V.,

wurde die Erlaubnis zum Vertrieb von 20000 Losen der von
ihm veranstalteten 37 . Münchener Pferdclotterie im badischen
Staatsgebiet unter den folgenden Bedingungen erteilt :

Die zum Vertrieb in Baden bestimmten Lose muffen zuvor
mit dem Stempel des Badischen Mnisteriums des Innern ver¬
sehen werden .

Die Lose dürfen in Baden durch Ankündigung in badischen
Zeitungen und in anderer Weise nur unter Angabe badischer
Bezugsquellen angeboten werden .

Karlsruhe , den 20. Januar 1919.
Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :

Pfisterer . vr . Schühly .

*
Bekanntmachung .

Die Schutzzeit für männliches und weibliches Rotwild wir «
hiermit bis zum 28. Februar 1919 verlängert .

Karlsruhe , den 23 . Januar 1919.
Ministerium des Inner «.
Der Ministerialdirektor :

Pfisterer . vr . Diktier .

Di « Staatsprüfung im Jngenirurbausach betr .
Im Einverständnis mit dem Verkehrsministerium wurde

Regierungsbaumeister Erwin Wohlgemnth aus Mannheim
als Negierungsbaumeister in den staatlichen Dienst übernom¬
men .

Karlsruhe , den 18. Januar 1919.
Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :

Pfisterer . vr . Leutz .

Gestorben :
am 24 . Dezember 1918 : Fehrenbach , Karl Friedrich , kath . Pfar¬

rer von Altschweier .
am 10. Januar d. I . : .Dörflinger , Albert , Obergeometer i«

Lörrach ,
am 15. Januar d . I . : Diemer , Leopold , Forstmeister in Gen¬

genbach .

Ltaalsanzeiger .
Die Wahlen zur verfaffung -

gebende « Deutschen Rational »
Versammlung betr .

An Stelle eines Beisitzers des Wahlausschusses , der
Mi der Teilnahme an der Wahlermittelung verhin¬
dert war . wurde Parteisekretär August - Abele in
Karlsruhe zum Beisitzer ernannt . Dies wird gemäße
st 12 der Wahlordnung für die verfassunggebende
Deutsche Nationalversammlung hiermit öffentlich be -
kcmnt gemacht .

Karlsruhe , den 25 . Januar 1919 .
. Der Wahlkommiffar für den 33. Wahlbezirk .

(Baden ) .
Pfisterer . vr . Leutz .

Bekanntmachung .
Die Wahle « »ur verfassung¬

gebende « Deutsche » National
Versammlung betr .

Gemäß ß 54 Absatz 2 der Wahlordnung für die
Wahlen zur verfassunggebenden Deutschen Nationalver¬
sammlung vom 30. November 1918 ( Reichsgesetzblatt
Seite 1353) wird nachstehend das in der öffentlichen
Sitzung des Wahlausschusses vom 25 . Januar 1919
von diesem festgestellte Ergebnis der am 19. Januar
1919 stattgehabten Wahl im 33 . Wahlkreis (Baden )
zur öffentlichen Kenntnis gebracht .

Gültige Stimmen wurden abgegeben für den Wahl -
dorschlag

Dietrich
berDeutschen
Demokratisch

Partei

Düringer
der deutsch,
nationalen
Volkspartei
( Cdristliche
Volkspartei
in Baden !

Fehrenbach
der Badischen

Zentrums¬
partei

Geck
der Sozial¬

demokratisch .
Partei

WS 836 78976 381135 3öv vs »

Hiernach find gewählt :
aus der Liste der Deutsche « Demokrattschen Partei :

1 . Dietrich , Hermann , Oberbürgermeister in Kon¬
stanz ,
z . Zt . Mnister des Auswärtigen in Karlsruhe ,2 . vr . Haas , Ludwig , Rechtsanwalt ,
z . Zt . Minister des Innern in Karlsruhe ,3 . Engelhard , Emil , Stadtrat und Handelskammer -
Präsident in Mannheim ,

auS der Liste der Deutsch -nattoualen Botkspartei
(Christliche Volkspartei in Baben ) ;

1. vr . Düringer , Adalbert . Minist « a. D . in Karls ,
ruhe ,

aus der Liste der Badischen Zentrumspartei :
1. Fehreubach , Konstantin , Rechtsanwalt und Stadt -

rat in Kreiburg i . Br .,
L. vr . Zehnter , Johann , Oberlandesgerichtspräsi -

deu in Karlsruhe ,
8 . Erfing , Joseph , Gewerkschaftssekretär in Karls¬

ruhe »
4 . vr . Wirth , Joseph , Professor in Freiburg i. Br .,

3- Zt . Finanzminister in Karlsruhe ,
5 . Diez , Karl , Landwirt in Radolfzell »

aus der Liste der Sozialdemokratische « Partei :
1. Geck, Oskar , Redakteur und Stadtverordneter in

Mannheim ,
L. TrinkS . Oskar , Parteisekretär und Stadtverord¬

neter in Karlsruhe ,
3 . Rückert , Leopold , z. Zt . Verkehrsminister in Karls -

ruhe ,
4. Stock, Christian , Arbeitersekretär und Stadtver¬

ordneter in Heidelberg ,
5. Riedmiller , Lorenz , Holzarbeiter in Emmendin¬

gen .

Karlsruhe , den 25 . Januar 1919.
Der « rahlkommissar für den 33. Wahlbezirk .

(Baden ).
Pfisterer . Vr . Leutz.

, >ll.
MsliWngsstM dlillh VWm O .

Nach Ziffer 14 des Merkblattes über die Bersor -
gung der Offiziere mit Bekleidungs - und Ausrü¬
stungsstücken snid entbehrliche Bekleidungs . usw . Stücke
— nach den Proben für Mannschaften — nach Möglich ,
keit gegen Rückempfang des Abschätzungswerles an den
Truppenteil usw . zurückzugeben . Z .502

Mit Rücksicht auf den zurzeit herrschenden großen
Mangel an Bekleidungs - usw . Mücken wäre eS sehr
erwünscht , wenn auch bereits aus dem Heeresdienste
ausgefchiedene Offiziere usw . ihre entbehrlichen Mi¬
litär -Bekleidungsstücke beim nächstgelegenen Bezirks ,
kommando oder Truppenteil abgeben würden .

Durlach . 20 Jan . 1919 .
Bo » seiten des GeueralkommaudoS .

Der Chef des Stabes :
GudowiuS , Major .

Venein
Kanknuken Knile.

f^alisnisn , clis inkolZsclss Xk-isgs8
ilii-sn Hk - I wseftsslri muölön,
vvsn6sn Zsbsisn . TU iftk 'smfk ' ülisk 'sn

Tui ' oekTuksfts 'SN .

Mgerl . WWW
i . Streitig« Seri- trimkrit.
Z .500. Pforzheim . Im

Konkursverfahren über
das Vermögen der Firm «
Adolf Martin in Pforz¬
heim ist Termin zur Prü¬
fung der nachträglich an .
gemeldeten Forderungen

bestimmt auf
Dienstag , 11. Febr . 191H

vormittags 16 Uhr »
vor dem Amtsgericht hier ,
2 . Stock, Zimmer Nr . IS .
Pforzheim , 20. Jan . 1919.

Grrichtsfchreiberei des
Amtsgerichts ^ 3.

reiMim
MmtmWlM
Mit Gültigkett vom 1.

IV , 19 werden die in »
Abschnitt L . Seite 10—12
des Eisenbahngütertaris »,

Teil I . Abt. S , für den
Verkehr zwischen den
österreichischen und unga .
rischen Eisenbahnen einer ,
seits , den deutschen, luxem¬
burgischen und niederlän -
bischen Eisenbahnen an .

derseits vom 1. VII . 18
enthaltenen Bestimmun ,

gen über den Frachtnach .
laß deutscher Bahnen bet

Ausnutzung deS Ladege¬
wichts aufgehoben . Z .508
Karlsruhe , 24. Jan . 191S.
Generaldirektion der Bav >

Staatseisenbahnen .



Nactiruk.
Unerwartet rasch ist unser hochgeschätzter

treuer » Meister -

kerr keck/samoatt

Eugen kritktii
dahingegangen . Seit 1867 Mitglied
unserer Gesellschaft, hat er dieser mit
kurzer Unterbrechung seit Herbst 1887
in echt vaterländischem Geiste vorge¬
standen. Dem tvackern Freund , dem
Anreger ernster und heiterer Stunden ,
dem deutschen Manne sei, Treue mit
Treue vergeltend , ein ehrenvolles An¬
denken bewahrt !

Freibürg , 22 . Januar 191S .

vis SeksUfckaSt
6er AmmermSmier .

Aufruf.
Die Lage unserer Kriegsgefangenen erfordert

dringend Maßnahmen zu deren Besserung und eben¬
so Schritte zur Beschleunigung der Auslieferung .

Die Gefangenenfürsorge des Bad . Landesver¬
eins vom Roten Kreuz für den Bezirk Karlsruhe
beabsichtigt daher im Anschluß an den Reichsbund
zum Schutze Deutscher Kriegs - u . Zivilgefangener
die Einberufung einer

Versammlung
ln den ersten Tagen des Februar .

Alle Angehörigen von Kriegsgefangenen im
Bezirk Karlsruhe werden gebeten, unter ge-
nauer Angabe ihrer Adressen bis zum 31 . Januar
ihre Teilnahme an dieser Versammlung dem Bad .
Landesverein vom Roten Kreuz, Stefanienstr . 74 ,
anzuzeigen . Tag und Stunde der Veranstaltung
wird durch Veröffentlichung in den Tageszei¬
tungen bekanntgegeben . F .8S82 .1

M. Landesverein vom Noten^ enz.
Wangene » . Fürsorge für den Bezirk Karlsruhe

vr . Stroebe . A. ElsaS .

Für den Reilhsblllld
zum Wtze deutscher Kriegs - und Wilgesangener

Rechtsanwalt Geier .

kaciisclieZ ^andeslliealei '
in » UvULVI -IIlSUSI

8onntS8 , den 26. / nnunr , mittags ' /,2 llbr :

kUI - iieiiieliierg .
Louatag , den 26 . fanuar , abends ' /,7 lltir :

Mont ., 27 . (Mont . 18.) : „Die Verschwörung des
FteSro zu Genua ". >46— >410. (4.30 M .) Dienst .,
28 . (Die . IS.) : „Liebe im Schnee". >47— (410. (4 .80
M- ) Donnerst -, 30 . (Do . 19.) : „Als ich noch im Flü¬
gelkleide". 7—6 . (4M M .) Freit ., 31 . (Freit . 18.) :
„Der Bajazzo". — „Cavalleria rustirana ". >47—>(410.
(4 .80 M . ) — Samstag . 1 . Februar . Schülervorstellvng
(3 . mit Platzmiete ) : „Maria Stuart " . 6—>410. 4 .30
M.) Sonntag , 2., Sondervorstellung : „Der Rose»,
kavalier". XS—(410. (7M M .) Montag , 3. (Mo.
Iv .) : Maria ". (47—0. (4 .80 Mt)

Im Landestheater in Baden -Baden. Mittwoch , 28. :
„Zar und Zimmermann ". 6—8. . F .81k

MN '
. MlWitt . MiWilllB .

unter Garantie des Einstampfens ,

Tierhaare
Metalle , Flaschen , Lumpen

kaufen zu höchsten Tagespreisen .
Größere Menge « werde, abgeholt . Günstige

Nlilieferimgsstelle für Sammler . FLgz
^ Zuschriften erbitten

! sesr . WniIHmmLilo .
Karlsruhe

> Z7 AinsliMiHs N Frrusvreche! 372S.

X« d> 18jsdrig «r Utiglceit («llunmer 4 Ittne beim
bli^- tr -ptentedepot vurümbj ick mich rur
abung der Tinntisilttnnck » i» Uwnt » »»« !»« ,KIr » ck« »» i« Nt ^ nS » Ls III oiedergebsse ».

8peeiell beiumdle ich erbmidcte kkerde und Hunde ,
vorn ich mir durch hmgjLbrix« Led- adluox der kkerde
and »edr wertvollen Hunde eines IdskstsII» reiche
l^ennMiss« erworben bade.

Ap «» lnli »4 « nd üp « i»i»tvu »-
« « «I Huntlslri -outlrkvlt « ,

Almderniestr . 24 IC , im Csnse lkutseberei ^ eillinger.
lelephcm Xr . 410 .

8preck »tunden vormittoxs 8 — 10 Cdr .

^ ^ KvsekM - Lnmfvklung. ^ ^
blit heutigem turbe icb die klrm »

Vf. SsildlKdüllrri u . lllrüslzügurgezMH
übernommen , len wende mied »a die verebri . Lund ^ dsit
mit der ergeh . Litte , da» Vertrauen »nk mied ru Überwege».

Blüsslvi »,
ronirnlkgirona « , — »anitäro , »Wirte , und kiokranlsz». —

V»udisvlm «e«>. — k«en,pr«oder S17 . F 903 2 i

Mit
Cauooedube , vbne Lerugschein , dsuer -
imkteVerardcitung , mit ecdrer l^ deropirr «,
pro paar 7 -ro dslc . freie Lusendung . h.iele -
rung nur gegen vorderixe Linsendung de,
Setrages . Lei XicdtxelaUen xarantierea
wir bereitwillige Lurückvadnne und Lüelc-

aaklunx de» Letrage ». Um genaue
Xnxade der ^ dreooe und Seduk -

nummer wird gebeten
Kaeanli « k. gut» ünbuntt . Vsrrand gsrtattst .

Buchen , garantiert fehlerfrei,
hohe Form, in den gangbarst .
Männer » und Arauengrößen

, bei größerer Abnahme I SO
Mark pro Paar . Höchstver¬

kaufspreis 7 .35 Mk - pro Paar - Mustersendung (große
Bahnsendung , sortiert in den gangbarsten Größen
Herreri- und Frauenschuhen), zu 75 — Mk . franko nur
gegen vorherige Einsendung des Betrages - Bei Nicht-
gefallen garantieren , wir be .eitwillige Zurücknahme und
Rückzahlung des Betrags . Um genaue Adresse und für
Bahnsendungen Angabe der Güterstation wird gebeten.
Garantie für gute Ankunft . Versand gestattet .

Hohschnh -Fabrik Mimbach
(Rheinpfalz ). F738

Hrrufslmrgrrmelster .
Die Stelle des Bürgermeisters der Gemeinde Büh¬

lertal ist alsbald durch einen Brrufsbürgermeister zu
besetzen. F .SOO

Im Verwaltungsdienst durchaus erfahrene Bewerber
wollen sich unter Bezeichnung der Gehaltsansprüche ,
Vorlage von Zeugnissen und kurzem Lebenslauf bis
spätestens 2. Februar 1919 bei uns melden.

Bühlertal , den 23. Januar ISIS.
Gemelnderat .

Der Bürgermeisterposten der Stadtgemeinde GernS»
bach soll alsbald durch einen

Kerrrfsbirrgermrister
besetzt werden. Geeignete Bewerber , gebürtige Bade-
ner , werden gebeten, ihre Gesuche unter Angabe der
Gehaltsansprüche bis 1. Februar l. I . bei unterzeich,
netem Gemeinderat einzureichen. F .870 .2.

Gernsbach , den 16. Februar ISIS.
Der Gemeinderat .

Oonnsk 'slsg , c!sn 3O . ^ snusf 1919 , naefimittLZs
5Uhk,im obsrsn Laals ciss !- ! otsls „ k^Hs ^ fieiiskof "
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l
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50.— tägl - Verdienst.
Eilofferten statt Ltrok-
maior jua., Ltut gart,
GaiSburgstr . 111.

lesinger
^

Nmerl

^ /LS/r-

Wer

IrsngelrU
suellt oder nnruIsKen

Kat , wende sied au

^osepk I ^iedrnsnn
Xarlsruke !. 8 .

leleptton 75
Bei der Spar - « rd Wai-

fenkaffe Buche « ist die
Stelle eines F .883

Rechners
neu zu besetzen.

Bewerber wollen sich
unter Angabe der Person,
lichen Verhältnisse, des
Bildungsganges und der
Gehaltsansprüche unter
Vorlage der Zeugnisse bin¬
nen 3 Wochen melden.

Bilchen, 18. Jan . ISIS.
VerwaltungSrat .

Weigand .
Am Seminar für Volks¬

wirtschaft und Statistik der
Herren Prof . Or . Schott
und Behrend ist die Stelle
des F .886 .2 .1

Assistenten
zu besehen. Monatsgehalt
200 Mark.

Bewerber mit abge¬
schlossener volkswirtschaft¬
licher Hochschulbildung —
technische Kenntnisse er.
wünscht — können sich beim
Unterzeichneten melden.

Januar ISIS.
Professor vr . Behrend,

Mannheim ,
Mktoriastraße 7.

» Wl. WlsHege
i . ktttitm SMtÄülkit .

Aufgebot.
Z .456 .2.1 Waldshwt.

Der Hauptlehrer Franz

Xaver Sautrr in Wielaz .
Hofen, Gemeinde Wuchzen .
Hofen, O . A. Leutkirch, hat
beantragt , seine Schwester,
die verschollene Rosa San¬
ier, geboren am 6 . August
1864 in Magolsheim , O.
A . Münsingen , zuletzt
wohnhaft in Waldshut , für
tot zu erklären .

Die bezeichnete Verschol¬
lene wird aufgefordert , sich
spätestens in dem auf
Mittwoch , de« 17. Septem¬
ber ISIS, vormittags 11
Uhr, vor dem unterzeich,
neten Gericht anberaum ,
ten Aufgebotstermine zu
melden, widrigenfalls die
Todeserklärung erfolgen

wird . An alle, welche Aus¬
kunft über Leben oder
Tod der Verschollenen zu
erteilen vermögen, ergeht
die Aufforderung , späte,
stens im Aufgebotstermt -
ne dem Gericht Anzeige zu
machen .
Waldshut . 20. Jan , ISIS.

Gerichtsschreibrrei de»
Amtsgerichts.

Z .480 .2. Triberg . Die
Albi» Ropper Witwe , Ber .
ta geb. Brücker in Keppen-
bach, hat beantragt , de»
verschollenen Uhrmacher

Konstantin Brücker, zuletzt
wohnhaft in Furtwangen ,
für tot zu erklären . Der

. bezeichnete Verschollene
wird aufgefordert , sich spä-
testens in dem auf
Mittwoch, 1. Oktbr . ISIS,

vormittags 11 Uhr,
anberaumten Aufgebots,
terminc zu melden, widri .
genfalls die Todeserklä.
rung erfolgen wird.

An alle , welche Auskunft
über Leben oder Tod de»
Be . ' chcllenen zu ertr lr«
vcl mögen, ergeht die Auf.
forderung , spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge.
richt Anzeige zu machen .

Triberg . 18. Jan . ISIS.
Der Gerichtsschreiber de»

Amtsgerichts.

Baubund -
Möbel
als für

kkieWettaiite
22 karl.Friei>lMabe 22

sMim - tzch ^
Buchenu. Eichen, z Strecken
drrLohlen , Forlen , Tannen
lAnfeuerholO, amtlich fest-
gestellte Preise. Das Holz
wird auf Verlangen von 1
Zen ner an auswärts zuge¬

führt . Ausgabestelle:
Gerwigstraßr 83

Fr. Kempermann
LnikoliUzem , ! ,>,>ttt«i ml

I»i»I»!d»!rs,>int
Haltestelle der elektischen Bah«

am bchlachthof .

Krlranntmachnng des KadLschrn Kandrspreisamlrs

GvfatzmtttelfteNe .
Auf Grund der Bundesratsverordnung über die Genehmigung von ErsatzlebenSmitteln vom 7. Märzvorigen Jahres und der Verordnung de- bad. Ministeriums des Innern vom 2g . April vorigen Jahres die Ge-
nehmigung von Ersatzmitteln betr.» wurde die Herstellung und der Vertrieb der nachstehend aufgeführten

Ersatzmittel genehmigt r

Bezeichnung
des Ersatzmittel» Hersteller Packung Rein -

Gewicht

Klein-
ver-

kaufs-
preis

Num¬
mer

der «
dg-W.

Datum

nehmigung
Interlttgung

„Oberko " Backpulver (neue
Zusammensetzung)

Oberko « Werke G . m b H„
Karlsruhe

1 Beutel 17 gr. 018 868 7. 1 - lS

Graebeners Suppenwürze Richard Graebener , Karlsruhe offen 1 b«
(Preiserhc

540
hungs

747 18 - 12. 18

Kaffee -Ersatz T - Maier , Konstanz lose I Pfund 0.S5 832 6 1 . IS
Kunst-Most-Effenz F . L A - Kulhanek, Karlsruhe offen 1 Liter 1B0 874 2. 1 . 19
Heidelbeerwein mit Zutaten Robert Ruf , Ettlingen 1 Paket aus¬

reichend
für

50Ltr -
150 Ltr .

15 75
4650

821 10. 1- IS

Tabakmischware „Raucher-
stolz" Louis Maier ,

Karlsruhe
1 Paket 80 x 1 — 865 21 . 11. 18

TabakmischwareMarke . Nr .77 " M . L F Liebhold, Heidelberg 1 Paket 82 x 0.68 833 13. 11 . 18

„Inka " Schuhcreme I August Jacobi , Darmstadt
Mm Reichsausschuß für pflanzliche und tierische Oele

Waschpulver . Hcvek"
> Hermann Heveker, Meißen

Larl » ruhe , den 25- Januar ISIS .

I Blechdose
und Fette, B

1 Paket

30 8
erlin abg «

1 l-8

0 .60
lehnt r

0 .94

847

2774

7- 1 . 19

10 - 12 . 18

Kadisches Kandespreisaml , ErsatzmittelsteUe .
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